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Staats- und Gemeinde-Aufgaben ). ‚Ar 1 


Eine ſehr wichtige Streitfrage, über welche ſich 
tlar werden ſollte, um einen feſten Standpunkt in 
Fragen einzunehmen, z. B. hinſichtlich der Schule, Steuereinrichtung 
00 „w. — bildet die Frage: Sind die Aufgaben des Staates und 
der Gemeinde weſentlich oder principiell verſchieden? Ich beantworte 
Nie mit Nein. Und aus dieſem Grunde will ich auch die Beſteuerung 
von Seiten des Staates und der Gemeinde nicht weſentlich oder 
principiell verſchieden eingerichtet wiſſen. Es bleibt deßwegen noch 
genug Verſchiedenheit und Mannigfaltigkeit in der Beſteuerung übrig. 
Selbſt wenn in allen Welttheilen nur Ein gleiches Stenerſyſtem ein⸗ 
geführt würde, gibt es hinſichtlich der Steuerfüße, der Procentſätze 
zwiſchen den Staaten und Staaten und den Gemeinden und Gemeinden 
immer noch die größten Differenzen, gerade ſo wie mit den Aufgaben, 
ſelbſt, wenn man annimmt, daß Staat und Gemeinde von gleichem 
Fleiſch und Blut find, alſo keine weſentlichen oder principiellen Unter: 
ſchiede ſtattfinden. Die gegentheilige Meinung wird von neueren Na— 
tionalökonomen (namentlich Mancheſtermäuner) vertreten, von denen 
einige ſogar behaupten, die Gemeinde ſei nur „wirthſchaftlicher Natur,“ 
wogegen der Staat hauptſächlich die politiſche und ideale Seite ber: 
vorhebe. Zudem ich nun dieſe Frage für äußerſt wichtig halte, will 
ich verſuchen, das Weſen der Gemeinde und das, was ihre Vertreter 
ein ſollen, in ein beſſeres Licht zu ſtellen, als es nach jenem Princip 
geſchieht, welches die Gemeinde als anderer Natur, als ein Geschöpf 
von anderem Fleiſch und Blut hinzuſtellen ſucht, als den Staat. 

Werfe ich einen Blick auf das Ganze und Große, auf das 
allgemeine menſchliche, nationale und ſtaatliche Intereſſe und wie 
ſich Alles in unſerer Frage geſtaltet, fo 
jeden Einzelnen, ſowie für die Familie und die Gemeinde es nicht 
anders ſein, als beim Staate und wir müſſen jetzt hinzuſetzen, bei 


jeder Bürger 
anderen wichtigen 


) Von Moriz Müller in Pforzheim in der „deutſchen Gemeinde- Zettung.“ 
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ſoll nach meiner Anſicht für 


\ 


dem Reiche und der Nation. Es ſoll im Rechte ein allgemeines 
Prineip gelten und das Wollen und Handeln aller Factoren leiten. 
Hier unterſcheidet ſich weder Beruf noch Amt, weder Staat noch 
Gemeinde von einander. 

Dabei iſt es freilich eine ſelbſtverſtändliche Forderung, daß nur 
mittelſt der Unterordnung ein Werden des Menſchen zum Men— 
ſchen, eine Entwicklung der menſchlichen Kraͤfte, ein Fortſchritt der 
Bildung wie der Wohlfahrt Beider möglich iſt. Ja, dieſe Unter— 
ordnung iſt nicht nur die Bedingung, ſondern das Weſen der Ei— 
nigung und Uebereinſtimmung der Einzelnen mit dem Ganzen. Denn 


als Theil, feinen Weſen und Begriffe nach, dem Ganzen unter- 
geordnet. Wie liegt nun unſere Frage hinſichtlich der Entſte— 
hung und Entwicklung unſerer beiden Factoren, des Staates und 


der Gemeinde? 


| 


Auf der primitiven Culturſtufe der Menſchheit genügte die Fa⸗ 
milte und das Band der Familie war es, welches dem Volksleben 
feinen weſentlichen Charakter aufdrückte. Auf der Grundlage des Fa— 
milienlebens entwickelte ſich eine zweite Stufe von Vereinigungen und 
zwar auf Grundlage größerer und wichtigerer Bedürfniſſe. Dieſe zweite 
Stufe bilden die Gemeinden. Und ſpäter tritt der Staat als dritte 
Stufe in die Erſcheinung, als die Volksgemeinde, die ſich die Aufgabe 
ſtellt, die materiellen, wirthſchaftlichen, geiſtigen ſittlichen und idealen 
Bedürfniſſe zu befriedigen — Bebürfniffe, für deren Befriedigung 
weder die Familie noch die Gemeinde die ausreichende Kraft 
hat. Hier liegt der Kernpunkt unſerer Frage. Dieſe Anſchauung wird 
für Viele noch beweiskräftiger ſein, wenn ſie auf unſer deutſches Reich 
blicken. Sämmtliche Particularſtaaten haben an und für ſich nicht die 
ausreichende Kraft gehabt, obige Bedürfniſſe des deutſchen Volkes zu 
befriedigen. Ein neuer Factor iſt hinzugetreten, aber die Größe ſeiner 
Aufgabe macht ſie nicht weſentlich oder principiell anders. Oder ſoll 
ſich das Weſen und das Princip der Particularſtaaten ändern, weil 
ihre Aufgaben etwas mehr wirthſchaftlicher Natur geworden ſind? 
I; Sind nicht ſelbſt einzelne Aufgaben des Reichs, i nlye 
Poſt, ſind nicht auch zahlreiche Aufgaben der Partikularſtaaten ſehr 
wirthſchaftlicher Natur? Soll ich das Budget durchgehen und 
das Reſtchen in der Hand zeigen, was für das Ideale übrig bleibt? 
Umfaßt das deutſche Reich nicht alle Deutſche, das ganze Vaterland 
und der Particularſtaat aber nur einen Theil? a 

Ich frage weiter, theilt ſich die Gemeinde nicht ſehr oft mit 


dem Staat in die Arbeit der Erſtrebung höherer Aufgaben? Auch 


in dieſer Beziehung wird es nicht nöthig ſein, eine Aufzählung 
vorzunehmen, um zu beweiſen, daß die Gemeindeorgane nicht nur 
Repräſentanten eines wirthſchaftlichen Verbandes ſind, ſondern daß 
ſie auch Träger öffentlicher Autorität ſind. Ein rechter Bürger⸗ 
meiſter ſoll ſich in ſeiner Art ſo wenig etwas vergeben als ein 
Staatsminiſter. In unſerer Frage kann man alſo nicht ein wenig 
zu⸗ oder abgeben, ob mehr oder weniger wirthſchaftlich gehauſt wird, 


ſondern man ſollte, wie es der Präſident von Nieder-Elſaß, Herr 
v. Ernſthauſen (früher preußiſcher Abgeordneter und Regierungspräſi⸗ 
dent in Königsberg) und viele andere Autoritäten ſchon gethan haben, 
geradezu es aussprechen, daß Staat und Gemeinde Geſchöpfe von 
demſelben Fleiſch und Blut ſind, welche beide weſentlich dieſelben 
Zwecke verfolgen, wenn auch nach ihren Kräften und Umfang noch 
fo verſchieden. Das gilt für's deutſche Reich und für die Keinſte 
Dorfgemeinde — und ſo für die Particularſtaaten. 

Wenn die Gemeinde nicht immer alle Volksclaſſen in ſich 
birgt, ſo iſt die Aufgabe einer ſolchen Gemeinde zwar einfacher oder 
einſeitiger, allein ſie iſt nicht weſentlich oder principiell anderer Natur 
als die des Staates. Ihre Verſchiedenheit iſt nicht anders als die 
zwiſchen Staaten und Staaten. Auch hier herrſchen große Verſchie⸗ 
denheiten. Noch abgeſehen davon, daß z. B. die Berliner Gemeinde 
mir nicht unwichtiger oder mebr wirthſchaftlicher Natur zu ſein 
ſcheint, als die Staaten Lippe, oder Greitz, Schleitz und Lobenſtein u. |. w. 
Kurz und gut — der Staat erſcheint mir in keinem höheren 
Lichte als die Gemeinde. Die Aufgaben des erſteren ſind nur deßhalb 
wichtiger, weil ſie größer und umfangreicher, aber nicht, weil ſie 
weſentlich oder principiell anderer Natur ſind. Das wäre meine 
Meinung hinſichtlich der Weſensbeſchaffenheit der Staats- und Ge— 
meindeaufgaben. 


Alittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, ob die gänzliche Reconſtruirung eines Zaunes am Stra: 

ßenrande als eine „neue“ Einfriedung im Sinne der Straßen⸗Poli⸗ 

zei⸗Ordnung anzuſehen ſei. (§ 3 Str.⸗Pol.⸗Ord. f. Kärnten vom 
2 7. Februar 1872, L. G. Bl. Nr. 6.) 


Ueber Anzeige des Obmannes des Straßen-⸗Ausſchuſſes zu F., 
daß der Realitätenbeſitzer Valentin G. zu H. bei feiner Realität 
längs der F. Reer Landesſtraße (Straßen⸗Geſetz für Kärnten vom 
30. November 1871, $ 2 3. 25) eine neue Verplankung in der 
Länge von 73 Klaftern errichtet habe, daher mit Beziehung auf die 
SS 3 und 19 der Straßenpolizei-Ordnung für Kärnten vom 27. 
Februar um eine commiſſionelle Verhandlung erſucht werde, erwiederte der 
Gemeindevorſteher von H., daß auf Grund der vorgenommenen Ver- 
meſſung die Straßenbreite längs des fraglichen Zaunes in einer 
Länge von 9 Klaftern mit 12 Fuß befunden wurde und nicht mehr 
erweitert werden könne, weil ſchon bei 40 Jahre alte Obſtbäume 
dort ſtehen; die übrige Straßenſtrecke längs des Zaunes habe 13, 14 
und 15 Fuß Breite und G. habe ſeinen Zaun ohnehin ſo weit zurück⸗ 
geſetzt, als es möglich war. Auf G. könne daher § 3 Str.-Pol.-Ord. 
keine Anwendung finden, weil er ſtrenge genommen keine neue Ein— 
friedung, ſondern nur anſtatt des alten einen neuen Zaun errichtet habe. 

Gegen dieſen dem Straßen-Ausſchuſſe ertheilten Beſcheid be— 
ſchwerte ſich der kärnt. Landes-Ausſchuß beim Bezirkshauptmann von 
F. und verlangte im Sinne des § 23 aliena 3 Str.⸗Pol.⸗Ord. die 
Anweiſung der Gemeinde zur unverzüglichen Veranlaſſung der Zurück— 
fepung des fraglichen Zaunes auf mindeſtens 1 Klafter vom Straßen⸗ 
rande nach Vocſchrift des § 3 Str.-Pol.⸗Ord. Ueber die vom Be⸗ 
zirkshauptmann unter gleichzeitiger Erinnerung an die Beſtimmungen 
des § 27 Gemeindeordnung erlaſſene Aufforderung zur Aufklärung 
des Sachverhaltes berichtete die Gemeinde H. unter Vorlage eines 
mit G. aufgenommenen Protokolles, Valentin G. habe die betreffenden 
Grundparcellen erſt im März 1874 um einen bedeutenden Preis an 
ſich gebracht und den längs dieſer Parcellen knapp an der Straße 
ſtehenden ſehr ſchadhaften Zaun der vieien Viehtriebe wegen durch einen 
neuen erſetzen müſſen. Er wollte urſprünglich einen 5 Fuß hohen 
Plankenzaun errichten, die Gemeindevorſtehung geſtattete ihm aber nur 
ein 4 Fuß hohes Lattengeländer. Die Straße, welche früher nur 2 
Klafter breit war, habe jetzt an der ſchmalſten Stelle 13 Fuß Breite 
und könne wegen der alten Fruchtbäume nicht mehr verbreitert werden. 
Den alten Zaun habe G. erſt unmittelbar vor Errichtung des neuen 
eingeriſſen, nachdem bereits das Materiale an Ort und Stelle war. 

Dier Bezirkshauptmann in F. fand unter Ablehnung der Be⸗ 
ſchwerde des Landes⸗Ausſchuffes den gemeindeämtlichen Beſcheid als 
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im Geſetze begründet zu beſtätigen und zwar im Weſentlichen aus 
dem Grunde, weil der fragliche Zaun kein neuer, ſondern nur au 
Stelle des ſchadhaften, ſchon vor der Wirkſamkeit der Str.-Pol.⸗Ord. 
durch mehr als 30 Jahre beſtehenden alten Zaunes aufgeführt, alſo 
nur im Materiale geändert worden ſei, daher $ 3 der Str.-Pol.- 
Ord. eventuell auch die SS 9 und 17 ebendort keine Anwendung 
finden, welche ſich auf bereits erworbene Rechte nicht beziehen können 
Uebrigens habe G. ſeinen Zaun ohnehin freiwillig ſo weit als möglich 
zurückgerückt und ſei bereit auch mehr von ſeinem Grunde, jedoch 
nur gegen angemeſſene Entſchädigung abzutreten. 

Nachdem der Bezirkshauptmann über eine an ihn gerichtete 
Vorſtellnng des L.-Auſchuſſes von feiner Anſchauung nicht abgehen 
zu können erklärte, überreichte der Landesausſchuß, jedoch erſt nach 
Ablauf der ihm offengelaſſenen Recursfriſt von 14 Tagen im Grunde 
des § 30 des kärnt. Straßeſetzes vom 30. Mai 1871 bei der Landes⸗ 
regierung den Recurs gegen die bezirkshauptmannſchaftl. Entſcheidung. 
In dieſem Recurſe wurde geltend gemacht, daß der von G. an Stelle 
es alten errichtete Zaun als ein neuer zu betrachten ſei und daher 
im Sinne des § 3 St.-Pol.⸗Ord. wenigſtens 1 Klafter vom Straßen⸗ 
rande entfernt ſein müſſe, daß aber auch abgeſehen davon nach 8 17 
der Bauordnung für das flache Land vom 13. März 1866 (L. G. 
Bl. für Kärnten Nr. 12) auch bei Einzäunungen an Landesſtraßen, 
ſowie bei Neu-, Um⸗ und Zubauten überhaupt jedenfalls eine Baueommiſſion 
abgehalten werden müſſe, was im vorliegenden Falle nicht geſchehen 
ſei. Durch die Zurückverſetzung des Zaunes würden übrigens die 
Eigenthumsrechte des G. nicht alterirt, da der Grund zwiſchen der 
Einfriedung und dem Straßenrande nach wie vor ſein Eigenthum 
bleibe und beliebig benützt werden könne. Es wurde daher um die 
Aufhebung der bezirkshauptmannſchaftlichen Entſcheidung und um An— 
ordung im Sinne des urſprüuglichen an den Bezirkshauptmann ge⸗ 
ſtellten Petites gebeten. 

Die Landesregierung fand dieſem Recurſe mit Nachſicht der 
verſäumten Recursfriſt unter gänzlicher Behebung der angefochtenen 
Entſcheidung Folge zu geben und anzuordnen, „die Gemeinde H. habe 
behufs Ertheilung der nachträglichen Baubewilligung für die herge⸗ 
ſtellte neue Planke auf Grund des § 17 der Bauordnung vom 13. 
März 1866 die vorſchriftmäßige Baucommiſſion unter Zuziehung der 
Straßenadminiſtrationsorgane vorzunehmen und auf Grund derſelben ent— 
weder im eigenen Wirkungskreiſe zu entſcheiden oder, inſoferne es ſich 
um eine Ausnahme von § 17 handle, die Verhandlung der Bezirkshaupt— 
mannſchaft zur inſtanzmäßigen Entſcheidung vorzulegen.“ Begründet 
wurde dieſe Entſcheidung damit, das die fragliche Herſtellung unzwei⸗ 
ſelhaft eine Baufüh rung an öffentlicher Straße, daher gemäß 
$ 17 Bau⸗Ord. an die baubehördliche Bewilligung gebunden war, 
die aber weder angeſucht noch nachträglich ertheilt worden ſei. Die 
Entſcheidung der Gemeinde und das dieſelbe beſtätigende bezirkshaupt— 
mannſchaftliche Erkenntniß, worin auf die Beſtimmungen der Bau⸗ 
ordnung keine Rückſicht genommen iſt, müſſen daher behoben und der 
Gemeinde die ordnungsmäßige Amtshandlung im Sinne der Bauord— 
nung aufgetragen werden. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat Valentin G. rechtzeitig den Mi⸗ 
niſterialrecurs eingebracht, worin er zunächſt gegen die von der Lan⸗ 
desregierung ausgeſprochene Nachſicht der vom Landesausſchuſſe ver⸗ 
ſäumten Recursfriſt polemiſirte, welche er als gänzlich unſtatthaft 
und geſetzwidrig bezeichnete. Er berief ſich ferner im Weſentlichen auf 
die Entſcheidungsgründe der Bezirkshauptmannſchaft, machte geltend, 
das die Errichtung eines Zaunes keine Bauführung ſei, daher im vorliegen- 
den Falle lediglich die Straßenpolizei-Ordnung, nicht aber die 
Bauordnung Anwendung finden könne und wiederholte, das er nur 
das Materiale des Zaunes ausgewechſelt, nicht aber eine nene Ein. 
friedung hergeſtellt habe, was aus Ruͤckſichten der Eigenthumsſicherheit 
wegen ſeinen vielen Obſtbäumen unbedingt nothwendig geweſen ſei. 
Petent begehrte, eutweder nachträglich den Recurs des Landesausſchuffes 
gegen die Entſcheidung 1. Inſtanz als verſpätet zurückzuweiſen oder 
dieſe Entſcheidung als im Geſetze begründet aufrecht zu erhalten. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 15. Februar 1875, 
3. 1165 dem Recurſe des Valentin G. in H. Folge gegeben und 
die Statthaltereientſcheidung unter Reactivirung des Erkenntniſſes 
der Bezirkshanptmannſchaft aus dem Grunde behoben, „weil bei Be 
urtheilung des in Rede ſtehenden Falles nicht die Bauordnung für 
das flache Land Kärnten vom 13. März 1866, ſondern lediglich der 


§ 3 der Straenpolizei-Ordnung für Kärnten vom 27. Februar 1874, 
L. G. B. Nr. 6 maßgebend ſein kann, das in dieſem ausgeſprochene 
Verbot der Aulage von neuen Einfriedungen in einer Entfernung von 
weniger als Einer Klafter vom Straßenrande aber auf den Zaun des 
Valentin G. keine Anwendung findet, nachdem Valentin G. eine ſolche 
Einfriedung nicht neu angelegt, ſondern nur einen bereits längſt be⸗ 


ſtehenden Zaun mit neuem Material reconſtruirt hat.“ 
W. 


Vor dem Bezirksausſchuſſe als dem offentlichen Straßenverwal⸗ 
tungsorgane abgegebene Zuſicherungen freiwilliger Beitragslei⸗ 
ſtungen zu Straßenbaukoſten kommen vom adminiſtrativen Stand⸗ 
punkte zu beurtheilen und hat über Liquidität ſowie über Execution 
der zugeſicherten Beiträge die politiſche Behörde zu entſcheiden. 


Bei der am 2. März 1868 vom Bezirksausſchuſſe in B. ge⸗ 
pflogenen Verhandlung wegen Sicherſtellung der Koſten des Baues 
der Straßenzüge von B. gegen W. und von N. nach R. erklärte der 
Glasfabrikant Rudolf Sch. aus St.: „Ich bin bereit, zu dem B.⸗W. er 
Straßenbaue eine freiwillige Beitragsleiſtung von 300 fl zu geben, 
welchen Betrag ich bei Inangriffnahme des Straßenbaues auf einmal 
bei dem Bezirksausſchuſſe erlegen werde. Ferners widme ich zu dem 
Straßenzuge von N. nach R. den Betrag von 100 fl. unter obigen 
Zahlungsmodalitäten.“ Der Glasfabrikant Eduard M. erklärte: „Wenn 
die von N. nach R. zum Baue beſtimmte Straßenſtrecke von dem Plane 
in der Art abweicht, daß der Zug nicht vorbei dem Orte R., ſondern durch 
denſelben zur Ausführung gelangt, ſo widme ich einen freiwilligen 
Beitrag von 1000 fl.; zu dem Ber Straßenbaue widme ich 
500 fl. und verpflichte mich, die beiden Beträge gleich bei Inangriff— 
nahme des Baues auf einmal zu erlegen.“ 

In den Eingaben vom 14. November und 5. December 1873 
führte der Bezirksausſchuß von B. an, daß Rudolf Sch. von dem 
zum Ausbaue der B. Wer Straße gewidmeten Betrage von 300 fl. 
erſt 140 fl, und Eduard M. von dem zu gleichem Zwecke gewidme⸗ 
ten Betrage von 500 fl. noch gar nichts eingezahlt habe. Der Be⸗ 
zirksausſchuß ſtellte an die Bezirkshauptmannſchaft das Begehren, die 
rückſtändigen Beiträge im Zwangswege einbringlich zu machen, wobei 
ſich der Bezirksausſchuß einerſeits darauf berief, daß gemäß § 946 
des a. b. G. B. Schenkungen nicht widerrufen werden können, an⸗ 
derſeits aber geltend machte, daß die zu einem öffentlichen Zwecke 
freiwillig ſubſeribirten Beträge den Zuſchlägen zu den directen Steuern 
gleichzuhalten ſeien. 

Die Bezirkshauptmannſchaft lebnte das vorſtehende Begehren 
ab, weil die freiwillig ſubſeribirten Straßenbaubeitrage den Zuſchlägen 
zu den directen Steuern nicht gleichzuhalten ſeien. 

n Der vom Bezirksausſchuſſe dagegen ergriffenen Berufung hat 
die Statthalterei keine Folge gegeben, da keine geſetzliche Beſtimmung 
beſtehe, welche dem Verſprechen eines freiwilligen Straßenbaubei— 
trages die politiſche Execution gewähren würde und zur politiſchen 
Execution ſich erſt der rechtskräftige Beſchluß der autonomen Behörde 
eigne, welcher innerhalb der Grenzen ihrer Competenz die eventuell zu 
exequirende Verpflichtung ausſpreche. ö 

Gegen dieſe Statthalterei-Entſcheidung hat der Bezirksausſchuß 
den Miniſterialreeurs ohne weitere Ausführung eingebracht. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 9. März 1875, 
Z. 10.132 ex 1874 der Statthalterei Nachſtehendes eröffnet: 

„Wenngleich das für Böhmen erfloſſene Landesgeſetz vom 
31. Mai 1866 über die techniſchzoͤkonomiſche Adminiſtration der öf⸗ 
fentlichen nicht ärariſchen Straßen in den $$ 30—37 über freiwillige 
Beitragsleiſtungen nichts enthält, ſo geht daraus doch hervor, daß bei 
Straßen⸗Coneurrenz⸗Verhandlungen die Bezirksvertretungen durch ihre 
Ausſchüſſe gleich den früheren Kreisämtern und Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaften als öffentliche Verwaltungsorgane fungiren und daß ſie kraft 
der ihnen in dieſer Eigenſchaft zukommenden öffentlichen Autorität, 
daher nicht als Private, berufen find, für die Deckung der Straßen⸗ 
baukoſten und für die Aufbringung der nöthigen Geldmittel zu ſorgen, 
daher auch Zuſicherungen freiwilliger Beitragsleiſtungen mit Rechts. 
wirkung entgegenzunehmen. Ein ſolches Verſprechen, wenn es gemacht 
wurde, iſt nicht vom privatrechtlichen, ſondern vom adminiſtrativen 
Standpunkte zu beurtheilen; kommt deſſen Rechtsbeſtändigkeit in Frage, 
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ſo iſt hierüber im Verwaltungswege zu entſcheiden, und wird dieſe 
Frage bejaht, fo iſt die Erfüllung der gemachten Zuſage kraft SS 1 
und 3 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96 
von den politiſchen Behörden zu erzwingen. 

Hieraus folgt, daß im vorliegenden Falle zuerſt über die Frage, 
ob die von Rudolf Sch. und Eduard M. zugeſicherten Straßenbau⸗ 
beiträge liquid und zu leiſten ſind, von den politiſchen Behörden zu 
verhandeln und zu entſcheiden iſt und daß vor dieſer Entſcheidung 
über die Rechtsbeſtändigkeit der Forderung des Bezirksausſchuſſes die 
Frage, ob die politiſche Execution zur Eintreibung der zugeſagten 
Beiträge platzgreift, nicht beantwortet werden kann. 

Demzufolge findet das Miniſterium des Innern die Entſchei— 
dungen der Bezirkshauptmannſchaft und der Statthalterei als auf 
einer mangelhaften Baſis und, wie ſich ergibt, auf der irrthümlichen 
Annahme der Unzuſtändigkeit der politiſchen Behörden beruhend, auf- 
zuheben und anzuordnen, daß zunächſt über die Liquidität der For⸗ 
derung des Bezirksausſchuſſes B. verhandelt, falls eine vergleichsweiſe 
Beilegung dieſer Streitſache, die anzuſtreben iſt, nicht gelingen ſollte, 
inſtanzmäßig eutſchieden werde, wornach ſich die Frage der politiſchen 
Execution von ſelbſt beantworten wird.“ St. 


Ein ſtädtiſcher Sicherheitswachmann im Dienſte iſt als Obrigkeit 
im Sinne des F 187 St. G. B. anzuſehen. 


Franz Kreuziger, welchem ſeine ſilberne Uhr ſammt goldener 
Kette im Werthe von 72 fl. entwendet worden war, machte wider 
feine dieſes Diebſtahls verdächtige Bedienerin Marianne Bkezina bei 
dem auf der nächſten Wachſtube befindlichen Sicherheitswachmanne 
Ferdinand Adam die Anzeige. Dieſer Sicherheitswachmann begab ſich 
ſogleich ohne behördlichen Auftrag mit dem Beſchädigten in die 
Wohnung der Beſchuldigten, welche den Diebſtahl eingeſtand und 
die Uhr herausgab. Bei der Hauptverhandlung vor dem k. k. Kreis⸗ 
gerichte Olmütz plaidirte der Vertheidiger der Angeklagten für Nicht⸗ 
ſchuld, weil die Angeklagte den ganzen Schaden vor der gerichtlichen 
Entdeckung gutgemacht habe und ein Sicherheitswachmann als eine 
Obrigkeit nicht angeſehen werden konne. 

Das k. k. Kreisgericht Olmütz erkannte die Marianne Brezina 
des Verbrechens des Diebſtabls im Sinne der 88 171, 173 a, 
176 II. c St. G. ſchuldig. Gegen dieſes Erkenntniß machte die 
Angeklagte in ihrer Nichtigkeitsbeſchwerde den Nichtigkeitsgrund des 
§ 281, Abſ. 9 lit. b St. P. O. geltend, indem ſie darauf hinwies, 
daß in der mit einem eigenen Statute verſehenen Stadt Olmütz 
der Gemeinderath ſelbſt die als Obrigkeit im Sinne des Geſetzes 
anzuſehende Polizeibehörde ſei. Bei der laxeſten Auslegung könne 
vielleicht noch der von dieſem Gemeinderathe mit der Polizeipflege 
betraute Beamte, keinesfalls aber der nächſtbeſte Diener des Ge— 
meinderathes (und ein folder ſei Adam) mit der Obrigkeit identifi— 
eirt werden. Es liege im Begriffe des Wortes, daß die „Obrigkeit“ 
eine dem Beſchuldigten übergeordnete Perſon ſein müſſe, was von 
einem Polizeiwachmanne nicht behauptet werden könne. § 187 St. 
G. ſpreche nur vom Gericht oder einer andern Obrigkeit, nicht von 
obrigkeitlichen Perſonen. Nach § 86 St. G. werden Eivilwachmänner 
nur dann als obrigkeitliche Perſonen angeſehen, wenn fie in Vollzie⸗ 
hung eines obrigkeitlichen Auftrages oder in Ausübung ihres Dien⸗ 
ſtes begriffen find. Der ſtädtiſche Wachmann Adam ſei aber im vor- 
liegenden Falle ohne Auftrag eingeſchritten. — Bei der unter dem 
Vorſitze des Hern Hofrathes Ritter von Hikiſch am 23. Jänner 1875 
abgehaltenen Caſſationsverhandlung beantragte der Generaladvocat 
Cramer die Zurückweiſung der Nichtigkeitsbeſchwerde und führte 
an: „Daß der $ 187 St. G. B. die Ausdrücke „Gericht“ und 
„Obrigkeit“ einander coordinire, berechtigt nicht, den Begriff der 
Obrigkeit auf Behörden zu beſchränken. Fuͤr den ganzen Bereich des 
St. G. B. maßgebend ſind im § 68 St. G. B. ſelbſt einzelne 
Beſtellte oder Diener einer Staats- oder Gemeindebehörde mit Prä— 
rogattven einer Obrigkeit ausgeſtattet, ſobald ſie in Vollziehung eines 
obrigkeitlichen Auftrages oder in Ausübung ihres Dienſtes auftreten. 
Die Nebeneinanderſtellung der Ausdrücke Gericht und Obrigkeit gibt 
nur zu erkennen, daß im § 187 nicht von jeder Obrigkeit überhaupt, 
ſondern nur von jener die Rede iſt, welcher ihrer Beſtimmung nach 


zunächſt obliegt, für die Sicherheit des Eigenthums zu ſorgen und 
die Verfolgung aller ſtrafbaren Verletzungen derſelben zu vermitteln. 
Es bedarf keines Nachweiſes, daß dieſes Begriffsmerkmal auch bei den 
mit der Polizeipflege betrauten Gemeindeämtern und den von ihnen 
aufgeſtellten Sicherheitsorganen zutreffe. Daß aber der Sicherheits- 
wachmann Adam, als er vom Verſchulden der Blezina erfuhr, nicht 
dienſtfrei, ſondern im Dienſte begriffen war, iſt aus der für die 
Olmützer Sicherheitswache beſtehenden Inſtruetion, welche insbefon- 
dere auf S. 4 erklärt, daß der Wachmann ſeine ganze Zeit dem 
Polizeidienſte zu widmen habe — beſtimmt zu erſehen; und die Be— 
rechtigung des Gemeindeamtes, feinen Organen innerhalb des Rab— 
mens der Geſetze Weiſungen und Inſtructionen zu ertheilen, wird 
gewiß nicht in Frage geſtellt werden. Es hat ſich auch der Beſchä— 
digte nicht an den Privaten, ſondern an den Sicherheitswachmann Adam 
mit der Anzeige des Diebſtahls gewendet, und Letzterer würde, wäre 
er dienſtfrei geweſen, nicht erſt der von ihm erwähnten Meldung 
beim Wacheommandanten bedurft haben, um ſich zu entfernen. 

Der k. k. Caſſationshof hat mit Eutſcheidung von 23. Jän— 
ner 1875, 3. 12.229 zu Recht erkannt: Die Nichtigkeitsbeſchwerde der 
Marianne Brezina werde zurückgewieſen und dieſelbe in den Erſatz 
der allfälligen Koſten des Caſſationsverfahrens verfällt. 


Gründe: 

Die Angeklagte ſtützt ihre Nichtigkeitsbeſchwerde auf den § 281, 
Abſatz 9 lit. d St. P. O. und begründet dieſelbe dahin, der Gerichts⸗ 
hof habe dadurch, daß er den Sicherheitswachmann Ferdinand Adam, 
welchem Franz Kreuziger die Anzeige von dem an ihm verübten Dieb- 
ftahle erſtattete und den er zur Vornahme einer Hausſuchung bei der 
Angeklagten aufforderte, als eine Obrigkeit anſah und die Angeklagte 
des Diebſtahls ſchuldig erkannte, ungeachtet fie nach $ 187 St. ©. 
ſtraflos ſei, das Geſetz verletzt. Allein dieſe Beſchwerde iſt ungegründet. 
Daß im § 187 St. G. die Ausdrücke „Gericht und Obrigkeit“ 
coordinirt ſind, berechtigt zur Annahme, daß der Begriff einer Obrig— 
keit nur Behörden zukomme. Der § 68 St. G. ſetzt den Begriff 
einer Obrigkeit für den ganzen Bereich des Strafgeſetzes feſt und 
ſtattet auch einzelne Organe der Staats⸗ und Gemeindebehörden, 
ſowie jede Civil⸗ und Militärwache mit dem Attribute einer Obrig⸗ 
keit aus, ſobald ſie in Vollziehung eines obrigkeitlichen Auftrages oder 
in Ausübung ihres Amtes oder Dienſtes begriffen ſind. Dem Ge— 
meinderathe in Olmütz iſt „die Handhabung der Sicherheitspolizei 
geſetzlich übertragen; die dortige Communalwache iſt nach ihrer Organi— 
ſirung ein Civilwachkörper, welcher als Executivorgan die ihm zu— 
gewieſenen Geſchäfte der Polizei im Auftrage der Gemeinde zu 
beſorgen hat. Der Wachmann hat nach der beſtehenden Inſtruction 
ſeine ganze Zeit dem Polizeidienſte zu widmen, und es iſt ſeine 
beſondere Aufgabe, mitzuwirken, daß Uebertretungen des Geſetzes 
thunlichſt verhindert und die Thäter veruͤbter Geſetzwidrigkeiten zur 
Verantwortung gezogen werden. Ferdinand Adam befand ſich zur Zeit 
der ihm von Franz Kreuziger erſtatteten Diebſtahlsanzeige auf dem 
Polizeiwachzimmer, demjenigen Orte, welcher zur Verſammlung und 
zum Aufenthalte der im Dienfte befindlichen, nicht mit einem ſpeciellen 
Wachedienſt betrauten Mannſchaft beſtimmt iſt, es iſt ſomit offenbar, 
daß Ferdinand Adam zur Zeit der ihm erftatteten Anzeige die Eis 
genſchaft einer in Ausübung ihres Dienſtes begriffenen Wache, ſomit 
einer Obrigkeit im Sinne des $ 187 St. G. hatte. Und ſelbſt wenn 
Adam, als er ſich auf dem Wachzimmer befand, nicht in Ausübung 
feines Dienſtes begriffen geweſen wäre, fo war dies doch unſtreitig 
dann der Fall, als er über die von Kreuziger gemachte Anzeige ſich 
behufs Vornahme der Hausſuchung in die Wohnung der Angeklagten 
begab. Es ſtellt ſich daher die Nichtigkeitsbeſchwerde der Angeklagten 
als unbegründet dar. 


Notiz. 


(Nichtſtrafbarkeit einer juriſtiſchen Perſon.) Daß eine juriſtiſche 
Perſon als ſolche fi) einer ſtrafbaren Handlung nicht ſchuldig machen kann, wird durch 
ein Erkenntniß des Reichs⸗Oberhandelsgerichts in Leipzig vom 29. Mai 1874 mit Rück⸗ 
ſicht auf das deutſche Strafgeſetzbuch in folgender Weiſe begründet: 

In Erwägung, daß die Gründe, aus denen der Polizeirichter die Beſchuldigte 
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freigeſprochen hat, zwar nicht zu billigen ſind, nichtsdeſtoweniger jedoch die Frei. 
ſprechung gerechtfertigt erſcheint; . 

in Erwägung, nämlich, daß nach den Prineipien des Strafrechtes nur p hyſiſche 
Perſonen ſich einer ſtrafbaren Handlung, foweit die Verhängung der geſetzlichen Straf- 
übel in Frage kommt, ſchuldig machen und deßhalb beſtraft werden können, nicht aber 
juriſtiſche Perſonen oder Vereine von Perſonen als ſolche; 

daß dieſer aus der inneren Natur des Strafrechtes ſich ergebende und in neuerer 
Zeit allgemein anerkannte Grundſaßz unzweifelhaft auch dem deulſchen Strafgeſetz— 
buche zu Grunde liegt, wie ſowohl aus dem Umſtande, daß die früheren Strafrechte, 
aus welchen es entſprungen, denfelben Grundſatz anerkannten, als aus verſchiedenen 
feiner eigenen Beſtimmungen klar hervorgeht; 

daß z. B. das Strafgeſetzbuch überall, wo es von einer Willensbeſtimmung 
(Vorſatz, Fahrläſſigkeit, Irrthum) des Thäters ſpricht, ſichtlich nur die Perſon des⸗ 
jenigen, der handelt und wegen ſeiner Handlung geſtraft werden ſoll, im Auge hat, 
nicht entfernt aber die Moglichkeit andeutet, daß ein Vertreter handle, die Strafe 
aber den Vertretenen treffe; 

daß auch die Natur der Strafen phyſiſche Perſonen vorausſetzt; daß Körper: 
und Freiheitsſtraſen nur Sinn und Bedeutung haben, ſofern fie phyſiſchen Perionen 
angedroht werden, es offenbar aber ganz willkürlich ſein und jeder rechtlichen Conſe- 
quenz entbehren würde, wollte man andere Grundſätze walten laſſen, ſo weit durch 
das Geſetz Geldſtrafen angedroht find oder ausgeſprochen werden können 
annehmen, daß in letzterer Bez ehung, andere Perſonen ſtrafbar ieien, 5 
Beziehung; 

daß übrigens auch die Geldſtrafen an und für ſich nur phyſiſchen Perſonen 
gegenüber zu der vollen, vom Geſetze beabſichtigten Geltung gelangen können, weil 
eine Umwandlung derſelben in Freiheitsſtrafen juriſtiſchen Perſonen oder Vereinen 
gegenüber unmöglich wäre; 

daß alle dieſe Erwägungen in gleicher Weiſe für Verbrechen, Vergehen und 
Uebertretungen gel en, wie denn das D. St. G. B. für alle Arten ſtrafbarer Hands 
lungen die gleichen allgemeinen Grundfätze gelten lißt; 

daß auch die Anwendung der allgemeinen Grundiäße des St. B. B. auf die 
Strafbeſtimmung in § 32 des Reichsgeſetzes vom 21. December 1871 nicht dem ger 
ringſten Bedenken unterliegen kann; 

In Erwägung zum vorliegenden Falle, daß eine Maſchinenfabrik, d. h. eine 
Handelsgeſellſchaft als ſolche, nicht aber eine beſtimmte phyſiſche Perſon angeſchuldigt 
war und freigeſprochen wurde, Diefe Freiſprechung aber nach vorſtehenden Erörte⸗ 
rungen vollſtändig gerechtfertigt iſt. 


alſo 
als in erſterer 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe bei der Finanz-Bezirksdirection in 
Wien Michael Rauſcher taxfrei den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Kanzleiofficial im Miniſterium für Landesver— 
theidigung Arnold Hatlanek den Titel und Charakter eines Hilfsümter- Directiong- 
adjuncten verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirksarzt Dr. Karl Schiedermayr in Linz 
zum Statthaltereirathe und Landesſanifätsrefereuten bei der Statthalterei für Ober— 
öſterreich ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Hilf⸗ämterdirector der galtziſchen Statthalterei 
Ignaz Oſtoja Ritter von Skonski den Titel eines kaiſerl. Rathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit der Leitung des k. und k. Generalconſulats in 
Ruſtſchuk bekleideten Conſul Oskar Mon tlong zum Generalconſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Finanzminiſterium Emil Cher— 
tek den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes taxfrei verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat in Vertretung des Handelsminiſters den mit Titel 
und Charakter von Oberrechnungsräthen bekleideten Rechnungeräthen des Poſtfach— 
rechnungs⸗Departements Franz Ritter von Sidorowicz und Mathias Patek 
ſyſtemiſirte Oberrechnungsrathsſttellen u. 3. erſterem bei dem Telegraphen⸗Rechnungs⸗ 
dennen letzterem bei dem Poſtfachrechnungs-Departement im Handelsminiſterium 
verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtiaſpector bei der küſtenländiſchen Statt: 
halterei Simon Scharnaggl zum Forſtrathe ernannt. 8 

Der Ackerbauminiſter hat den geweſenen k. ungar. Montan-Geologen Franz 
Posepny zum Miniſterial⸗Vice⸗Secretär im Ackerbauminiſterium ernannt. 


Erledigungen. 


Bezirksarztesſtelle im Küſtenland mit der neunten Rangsclaſſe, bis Ende April. 
(Amtsbl. Nr. 69.) . . 

Bezirksarztesſtelle in Freudental eventuell Freiwaldau mit der neunten Rangs— 
elaffe, bis 15. Mai. (Amtsbl. Nr. 69.) j 

Controlorsſtelle bei der nieder-öſter. Landesfilialcaſſe in Wien eventuell eine 
Caſſiersſtelle in der neunten Rangsclaſſe gegen Caution eventuell eine Officialsſtelle 
in der zehnten Raugsclaſſe gegen Caution und eine Affiftentenitelle in der eilften 
Rangeclaſſe, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 70.) 2 j 

Ober⸗Poſtverwaltersſtelle in Lemberg mit Der achten Nangeclaffe gegen Saution 
bis 20. April. (Amtsbl. Nr. 70.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſteri. 
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